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+++ 10 Millionen Kurzarbeiter +++ 1,5 Millionen neue 
Arbeitslose +++ 50.000 Unternehmensinsolvenzen noch in 
diesem Jahr +++ 150 Milliarden Euro für das EU-Rettungspaket 
+++ 140 Milliarden Euro für das EU-Wiederaufbauprogramm 
+++ 1,5 Billionen Euro »Corona«-Kosten +++ 
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Das offene Wort 


Wer Muh sagt, muß 
auch Milch geben! 


Für einen normalbegabten 
Menschen ist das nicht mehr 
nachvollziehbar: Fast täglich 
werden wir mit Meldungen 
über immer neue Milliarden- 
summen überschüttet, die 
als Schulden aufgenommen 
werden, um die Wirtschaft 
und Finanzwelt vor dem Zu- 
sammenbruch zu retten. 


Vor lauter »Soforthilfen«, 
»Rettungspaketen«, »Wie- 
deraufbaufonds« kann man 
gar nicht mehr mitzählen, 
wieviel Milliarden Euro da 
versprochen oder verteilt 
werden. 


Die Autoindustrie, die Luft- 
hansa, die Busunternehmen, 
die Reisebüros, die Bahn, 
die Schulen, ja sogar die 
Prostituierten sollen bedacht 
werden. 


Aber das ist nur der kleine- 
re Teil: Die EU-Kommission 
der Frau von der Leyen will 
750 Milliarden an die notlei- 
denden EU-Staaten vertei- 
len, davon 500 Milliarden an 
»verlorenen Zuschüssen« 
und 250 Milliarden an »Kre- 
diten« mit einer Laufzeit von 
fast 30 Jahren, bei denen je- 
der normalbegabte Mensch 
weiß, daß sie nie zurückge- 
zahlt werden. 


Die EU hat aber keine 750 
Milliarden Euro im Spar- 
strumpf. Also muß sie Kredite 
auf dem »Finanzmarkt« auf- 
nehmen. Und für die Zinsen 
und Schulden dieser Kredite 
sollen alle Euro-Staaten ge- 
meinsam haften. Und wenn 
keiner zahlen kann, sind sich 
alle einig: Wofür haben wir 
Deutschland? 


Mir ist das klar - Ihnen auch? 
Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Merkels »Transformation« 


Auf dem Welt-Wirtschafts-Forum 
im Januar in Davos orakelte Mer- 
kel: »Die gesamte Art des Wirt- 
schaftens und das Leben, wie wir 
es uns angewöhnt haben, werden 
wir in den nächsten 30 Jahren ver- 
lassen«, vor uns lägen »Trans- 
formationen von gigantischem, 
historischem Ausmaß«. 


Plötzlich taucht so ein kleines 
Virus auf und die herrschen- 
de Klasse kann locker 30 Jahre 
überspringen und sofort mit der 
Umgestaltung der Wirtschaft und 
der Gesellschaft anfangen. 


Das Ausmaß dieser »Umgestal- 
tung« ist nur zu ahnen. 


Nachdem durch den Zustrom kul- 
turfremder Menschen die Gesell- 
schaft unumkehrbar »umgestal- 
tet« wurde und weiterhin wird, ist 
nun die deutsche Wirtschaft das 
Ziel der »Umgestalter« und ihrer 
willigen Helfer. 


Die kommunistische Lösung 
»Armut für alle!« könnte eher in 
Erfüllung gehen, als es sich die 
»grün« wählende »Mittelstands- 
gesellschaft« erträumt. 


Unter dem bombastischen Na- 
men »Wiederaufbauprogramm« 
sollen Italien, Spanien und auch 
Frankreich nicht rückzahlbare 
finanzielle Hilfen in Höhe von 
500 Milliarden Euro (eine hal- 
be Billion) von der EU erhalten. 
Deutschlands Anteil: mindestens 
140 Milliarden Euro verschenktes 
Geld. 


Man kann nur hoffen, daß der 
Widerstand Österreichs, der Nie- 
derlande, Schwedens und Dä- 
nemarks diesen Wahnsinn noch 
verhindert. 


Verabschiedet ist allerdings be- 
reits das EU-Rettungspaket, 
an dem »wir« uns mit rund 
150 Milliarden Euro beteiligen. 
Gleichzeitig sagen Wirtschafts- 
wissenschaftler voraus, daß die 
deutsche Wirtschaft in diesem 
Jahr um bis zu zehn Prozent 
schrumpfen wird. 


SPIEGEL DER ZEIT 


Es werden in diesem Jahr über 
50.000 Unternehmensinsolven- 
zen befürchtet und etwa 1,5 Mil- 
lionen neue Arbeitslose. Die Zahl 
der Kurzarbeiter befindet sich auf 
einem historischen Höchststand 
von über zehn Millionen Arbeit- 
nehmern. Zum Vergleich: In der 
Finanzkrise 2009 waren es in der 
Spitze gut eine Million Kurzarbei- 
ter. 


Die Schuldenquote — das Ver- 
hältnis der Bundesschulden zum 
Bruttoinlandsprodukt — wird von 
60 auf 75 Prozent steigen und 
uns auf Generationen in eine 
Zinsknechtschaft und in politi- 
sche Abhängigkeiten zwingen, 
auch bei geringen Zinsen. 


Wir gehören nicht zu den »Ver- 
schwörungstheoretikern«, die 
glauben, Frau Merkel habe das 
Virus in ihrer Küche in der Ucker- 
mark gezüchtet, wir verkennen 
auch nicht die Herausforderun- 
gen für Politik und Wissenschaft, 
auf das Corona-Phänomen rich- 
tig reagieren zu müssen. 


Was sich allerdings vor unser al- 
ler Augen momentan abspielt, ist 
die Einschränkung von Grund- 
rechten, die Demontage unserer 
Wirtschaft und die Verarmung 
weiter Teile der Bevölkerung. 
Nicht das Virus ist die größte Ge- 
fahr für unsere Demokratie — es 
ist die Regierung Merkel und ih- 
rer Helfer in den Blockparteien. 


ZUM NACHDENKEN: 


»Wir erteilen jeder 
Vergemeinschaftung 
von Schulden und 
Haftungsrisiken eine 


klare Absage. |...] Eine 

Vergemeinschaftung 

von Schulden lehnen 
wir klar ab.« 


Beschluß des 30. CDU-Parteitages, 
26.2.2018 
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Die Angst der Mächtigen vor dem Volk 


Unter dem Sammelbegriff »Ver- 
schwörungstheoretiker« werden 
alle die zusammengefaßt, denen 
der Kurs dieser Regierung nicht 
paßt - egal bei welchen Themen- 
feldern. 


Wie eine Umfrage ergab, sei- 
en 27 Prozent der Bevölkerung 
anfällig für »Verschwörungsthe- 
orien« - verständlich, daß den 
Herrschenden bei diesen Zah- 
len angst und bange wird. Umso 
mehr, da diese 27 Prozent nicht 
glauben, daß Elvis wiederaufer- 
steht, Außerirdische die Welt be- 
völkern oder Hitler in der Antark- 
tis überlebt hat. 


Nein, es sind zum überwiegen- 
den Teil Bürger, die Angst davor 
haben, daß »Corona« benutzt 
wird, um Grundrechte in der Bun- 
desrepublik auf Dauer auszuhe- 
beln. 


Die Angst ist berechtigt! Merkels 
»gigantische Transformation« 
scheint schneller umgesetzt zu 


Bild nur in der gedruckten 


Ausgabe verfügbar 


werden als befürchtet. Doch ganz 
so dumm wie von den »Eliten« 
erhofft, ist der Bürger doch nicht. 


Quer durch alle Volksschichten, 
über Parteigrenzen hinweg und 
fern jeglicher Ideologie finden 
sich bundesweit Menschen zu- 
sammen, die den Politikern und 
den hofberichterstattenden Medi- 
en nicht mehr glauben - und dies 
ist für dieses politische System 
existenzgefährdend. Mit seltener 
Konsequenz und zum Teil mit er- 
heblicher Brutalität geht die Poli- 
zei gegen diese Demonstranten 
vor. 


Darüber hinaus hat es den An- 
schein einer großen Koalition 
zwischen Polizei und Antifa, 
wenn man die Bilder der bundes- 
weiten Demonstrationen sieht. 
Wer sich traut, von seinem grund- 
gesetzlich verbrieften Recht, de- 
monstrieren zu dürfen, Gebrauch 
macht, wird von der Polizei fest- 
genommen oder von linken Kri- 


minellen halb totgeschlagen. In 
üblicher Eintracht der Medien 
wurde z.B. der feige Überfall 
von bis zu 40 Linksterroristen auf 
drei Mitglieder der »rechten« Ge- 
werkschaft »Zentrum Automobil« 
in Stuttgart bagatellisiert. Einer 
der Überfallenden kämpft immer 
noch um sein Überleben. 


Die Polizei schreckt auch davor 
nicht zurück, ältere Menschen er- 
barmungslos über den Asphalt zu 
schleifen (siehe Seite 4), wenn 
diese es wagen, gegen die Ein- 
schränkungen unserer Freiheiten 
zu protestieren. 


Die Angst der Herrschenden ist 
förmlich zu riechen, die Angst 
vor einer »Bewegung«, die eine 
»Transformation« in Gang setz- 
ten könnte, aber unter anderen 
Vorzeichen. 


Wem nämlich jetzt ein Licht auf- 
gegangen ist, den kann man 
auch in Zukunft schwer hinter 
selbiges führen. 


GRUNDRECHTE ZWEITRANGIG? 
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Ein Klima der Angst 


Bei einer der Demonstrationen 
am 16.5.2020 auf dem Berliner 
Alexanderplatz wurde die Men- 
schenrechtsaktivistin und DDR- 
Widerstandskämpferin Angelika 
Barbe von der Polizei grundlos 
und brutal festgenommen (die 
Festnahme wurde von Teilneh- 
mern gefilmt und im Internet ver- 
öffentlicht) 


z ——. 
Me: © 


Screenshot: YouTube (Ausschnitt) 


Sie schildert den Ablauf der Fest- 
nahme: 


»Wir trafen gegen 14.50 Uhr 
auf dem Alex ein, der nicht sehr 
belebt war und wunderten uns 
über einen abgesperrten Bereich 
mitten auf dem Platz. Ich wand- 
te mich an einen Polizisten, der 
mir freundlich erklärte, das sei 
der genehmigte Teil für die Demo 
der Antifa. Wenn wir daran teil- 
nehmen wollten, könnten wir das 
gern tun. Inzwischen waren meh- 
rere Passanten neugierig gewor- 
den, wir kamen ins Gespräch. 


Plötzlich wurde ich von einem 
Polizisten mit der Nummer 34113 
angeblafft, ich sollte den Alex 
verlassen. Perplex antwortete 
ich, daß ich mit einer Freundin 
und meinem Mann hier sei, mich 
mit Menschen unterhalten und 
auch einkaufen wolle. Es erzürn- 
te ihn offensichtlich, daß ich nicht 


sofort seinem Befehl gehorchte. 
Er sprach mir sofort einen münd- 
lichen Platzverweis aus. Verwun- 
dert wandte ich mich an einen 
anderen Polizisten und fragte, 
warum die Antifa geschützt wür- 
de, wir Passanten aber nicht 
bleiben dürften. Er forderte mich 
ebenfalls auf zu gehen. Ich lenk- 
te ein und erklärte, einkaufen zu 
wollen, er ließ mich daraufhin 
weiterlaufen. Wenige Augenblik- 
ke später kam 34113 hinterher- 
gestürmt und rief: "Nein, die zei- 
gen wir an!" 


Daraufhin stürzten etwa fünf Po- 
lizisten von hinten auf mich zu, 
zwei ergriffen rabiat und scho- 
nungslos meine Arme, schleif- 
ten mich mit Gewalt weiter, zwei 
flankierten den Zugriff. Da ich 
kürzlich eine Knie-OP hatte und 
noch immer unter Schmerzen 
leide, kann ich nicht so schnell 
laufen und rief immer, sie soll- 
ten langsam sein und mich nicht 
hetzen, ich würde keinen Wider- 
stand leisten und selbst gehen. 
Im Gegenteil sie liefen schneller, 
drehten mir noch den Arm um 
und verbogen meine linke Hand, 
was die Zuschauer nicht sehen 
konnten. Ich zeigte auf meine 
Knienarbe und bat verzweifelt um 
langsames Gehen. Das werteten 
sie als Widerstand. 


Es war eine willkürliche Verhaf- 
tung, ich habe keinen Wider- 
stand geleistet und wurde aus 
der Gesprächsgruppe herausge- 
fischt. Mein Mann fragte die Po- 
lizisten, warum sie ausgerechnet 
mich gefaßt hätten, zumal etliche 
ebenfalls auf dem Platz standen 
und unbehelligt blieben. 


Er wartete dann weitab von an- 
deren Passanten vor der Absper- 
rung, wo die Anzeigen erfolgten 
und wurde aufgefordert, sofort 
den Alexanderplatz zu verlassen. 
Er erwiderte, daß er auf mich 
warte. Daraufhin wurde er in be- 
währter Sippenhaft auch noch 
wegen angeblicher "Gefährdung 
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Angelika Barbe (Jahrgang 
1951) war DDR-Opgpositionelle, 
Gründungsmitgied der SPD 


in der DDR und von 1990 bis 
1994 Bundestagsabgeordnete 
und Mitglied des SPD-Partei- 
vorstandes. Aus Protest gegen 


die Zusammenarbeit mit der 
PDS trat sie 1996 aus der SPD 
aus und in die CDU ein. Bis zu 
ihrem Ruhestand im Frühjahr 
2017 war sie bei der Sächsi- 
schen Landeszentrale für politi- 
sche Bildung tätig. 


der Sicherheit" mitverhaftet. Wir 
bekamen nach eineinhalb Stun- 
den einen Platzverweis für den 
16. Mai und jeder eine Anzeige. 
Sie erklärten uns nicht wofür. 
Eigentlich wurden wir nur daran 
gehindert, der Antifa zuzuhören. 


Die Vorwürfe, den Abstand nicht 
eingehalten bzw. keinen Maul- 
korb getragen zu haben, erhoben 
sie nicht. Zu Weihnachten wur- 
den Omas noch als Umweltsäue 
verunglimpft und jetzt werden sie 
abgeführt, wenn sie dort stehen, 
wo sie nicht stehen sollen. Aber 
noch wurde nicht befohlen, daß 
Rentner bei Rot über die Kreu- 
zung zu gehen haben.« 


Die frühere Bürgerrechtlerin er- 
hebt schwere Vorwürfe gegen die 
Beamten: 


»Schockierend waren Aggres- 
sion und übergriffige Gewaltan- 
wendung der Polizei. Schockie- 
rend war der willkürliche Zugriff 
beliebiger einzelner Personen 
aus der Menschenmenge. 


Es ging darum, Angst zu erzeu- 
gen mit total unangemessener, 
völlig überzogener und unverhält- 
nismäßiger Gewaltanwendung 
gegenüber gewaltlosen Bürgern. 


Man wollte Bilder aus der Vorwo- 
che vermeiden, als Tausende auf 
dem Alex "Freiheit" und "Wir alle 
sind das Volk" riefen. 


Wenn das Recht nicht mehr gilt, 
dann sind wir alle der Willkür [...] 
ausgeliefert — auch hinsichtlich 
von Zwangsimpfungen. Deshalb 
sind und bleiben Demonstratio- 
nen für die Freiheit wichtig.« 


ERLEBNISSE EINER BÜRGERRECHTLERIN 
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Von Millionen ist gar keine Rede mehr! 
Bei wem hat der Staat seine Schulden? 


Der Bund 


Als Einrichtung für die staatliche 
Kreditaufnahme und die Verwal- 
tung der Bundesschulden wurde 
am 19.9.2000 die Bundesrepu- 
blik Deutschland - Finanzagentur 
GmbH gegründet. Alleiniger Ge- 
sellschafter des Unternehmens 
mit rund 300 Angestellten ist der 
Bund, dieser wird vom Bundesmi- 
nisterium der Finanzen vertreten. 


Hauptaufgabe des Unterneh- 
mens ist die Finanzierung des 
Bundeshaushaltes. Sie nimmt 
am Geld- und Kapitalmarkt neue 
Kredite auf, um alte Schulden zu 
tilgen und ist dafür verantwortlich, 
daß der Bund immer »zahlungs- 
fähig« bleibt. 


Die Verbindlichkeiten des Bun- 
des - also die Schulden - be- 
trugen zum 31.3.2020 genau 
1.100.320.641.026,18 Euro (die 
Veröffentlichung über den Schul- 
denstand des Bundeshaushaltes 
finden Sie auf den Folgeseiten). 


Um an Geld zu kommen, stellt 
der Bund Schuldscheine aus. 
Um den negativ besetzten Begriff 
»Schuldschein« zu vermeiden, 
werden diese zu »Bundeswertpa- 
pieren« oder »Staatsanleihen«. 


Die ausgegebenen Schuldschei- 
ne können zu einem festgelegten 
Zinssatz von anderen Staaten 
und deren Zentralbanken, son- 
stigen Banken, Versicherungen, 
Hedgefonds, Investmentfonds 
oder anderen Unternehmen und 
Personen erworben werden. 


Ein Öffentliches Register, wer in 
welchem Umfang Schuldscheine 
erworben hat, existiert nicht. In 
der Theorie ist es auch egal, bei 
wem ein Staat seine Schulden 
hat - zahlen muß er so oder so. 


Einen Unterschied macht es aller- 
dings, wenn es bei der Rückzah- 
lung eng wird. Je mehr ein Staat 
bei seinen eigenen Bürgern ver- 
schuldet ist, desto besser für ihn. 
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Pro-Kopf-Verschuldung der Bundesbürger 


Das Volk ist leidensfähiger und 
wird seinen Staat nicht ohne Not 
in die Pleite zwingen. 


Anders sieht das aus, wenn ein 
hoher Anteil ausländischer Inve- 
storen befriedigt werden muß. 


Die Länder 


Zu bereits erwähnten über 1,1 Bil- 
lionen Euro des Bundes kommen 
noch die Schulden der Länder 
und Kommunen. 


Die Verschuldung der einzel- 
nen Bundesländer lag laut Sta- 
tistischem Bundesamt zum 
31.12.2019 zwischen 3,76 Milliar- 
den Euro (Sachsen) und 222,68 
Milliarden Euro (Nordrhein-West- 
falen) - insgesamt bei 579,135 
Milliarden Euro. 


Die Gemeinden 


Die Gemeinden hatten sich, 
ebenfalls laut Statistischem Bun- 
desamt, zum 31.12.2019 mit ins- 
gesamt 130,787 Milliarden Euro 
bei privaten Investoren (Banken, 
Versicherungen, Anleger usw.) 
verschuldet. 


Auslandsschulden 


Wie bereits angemerkt, werden 
die Gläubiger von Vater Staat 
nicht Öffentlich gemacht. 

Laut Bundesbank schuldeten 
Ende 2019 Bund, Länder, Kom- 
munen, Unternehmen und Privat- 
personen zusammen dem Aus- 
land 4,974 Billionen Euro. 


Die Gläubiger 


Die Gläubiger der bundesdeut- 
schen Schulden (öffentliche wie 


nichtöffentliche) - meist Banken 
und Versicherungen - haben ih- 
ren Sitz u.a. in: 


Niederlande 666 Mrd. Euro 
Luxemburg 582 Mrd. Euro 
Großbritannien 519 Mrd. Euro 
USA 354 Mrd. Euro 
Frankreich 321 Mrd. Euro 
Irland 212 Mrd. Euro 
Schweiz 210 Mrd. Euro 
Japan 173 Mrd. Euro 
Italien 134 Mrd. Euro 
Dänemark 113 Mrd. Euro 
Belgien 111 Mrd. Euro 
Österreich 99 Mrd. Euro 
Spanien 59 Mrd. Euro 
Schweden 47 Mrd. Euro 
China 42 Mrd. Euro 
Zukünftige 
Verbindlichkeiten 


Wer bei diesen Zahlen nicht zu 
weinen anfängt, wird es späte- 
stens dann, wenn er die Zahlen 
zum sogenannten »Schatten- 
haushalt« erfährt. In den Sozial- 
kassen, vor allem in der Renten- 
und Pflegeversicherung, stecken 
langfristige Verbindlichkeiten, die 
nicht gegenfinanziert sind. Wäre 
der Staat ein Unternehmen, so 
müßte er, um all seine gegebe- 
nen Sozialversprechen einhalten 
zu können, entsprechende Rück- 
lagen bilden und zwar in Höhe 
von 5,6 Billionen Euro. 


Dies ist das Ergebnis der aktuel- 
len »Generationenbilanz«, die der 
Freiburger Finanzwissenschaftler 
Bernd Raffelhüschen jährlich im 
Auftrag der Stiftung Marktwirt- 
schaft erstellt. 


Corona-Kosten 


Die Bundesbank rechnet damit, 
daß die Folgen der Coronavirus- 
Pandemie allein den deutschen 
Staat bis zu 1,9 Billionen Euro ko- 
sten könnten. Allerdings ist diese 
Zahl mit Vorsicht zu genießen, es 
könnte auch noch viel, viel teurer 
werden. 


DAS »REICHE« DEUTSCHLAND 
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Übersicht über den Stand der Schuld der Bundesrepublik 
Deutschland zum 


Verschuldung des Bundeshaushalts und seiner Sondervermögen 


Gliederung nach Instrumentenarten: 


Emissionsvolumen an Bundeswertpapieren 


Bundesanleihen 


30-jährige Bundesanleihen 


10-jährige Bundesanleihen 


Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 


30-jährige inflationsindexierte Anleihen des Bundes 


10-jährige inflationsindexierte Anleihen des Bundes 


5-jährige inflationsindexierte Obligationen des Bundes 


Bundesobligationen 


Bundesschatzanweisungen 


Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes 


Sonstige Bundeswertpapiere 


3-monatige Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes 


6-monatige Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes 


9-monatige Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes 


12-monatige Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes 


Anteil des Bundes an der Bund-Länder-Anleihe 


Bundesschatzbriefe 


Tagesanleihe des Bundes 


Schuldscheindarlehen 


Sonstige Kredite und Buchschulden 


inländische Gläubiger 


ausländische Gläubiger 


sonstige unterjährige Kreditaufnahme 


Ausgleichsforderungen der Deutschen Bundesbank nach dem Umstellungsgesetz, dem 


Ausgleichsforderungen des Ausgleichfonds Währungsumstellung und Altschulden der 1 


Zinsfreie Schuldverschreibung nach dem Militärregierungsgesetz Nummer 67 


Verbindlichkeiten aus der Investitionshilfeabgabe 


Seite 1 von 2. 


31.12.2019 
1,078,261,092,911.70 


1,130,655,246,601.60 
757,500,000,000.00 
239,500,000,000.00 
518,000,000,000.00 
72,700,000,000.00 
8,850,000,000.00 
63,850,000,000.00 
0.00 
187,000,000,000.00 
98,000,000,000.00 
15,050,246,601.60 
0.00 
15,050,246,601.60 
0.00 

0.00 
405,000,000.00 
405,000,000.00 
0.00 

0.00 
6,800,024,925.46 
6,762,024,925.46 
38,000,000.00 
4,473,561,029.50 
0.00 
4,160,084,213.72 
-6,753,245.13 
279,762,802.08 
40,467,258.83 


DOKUMENT ZUM ZEITGESCHEHEN 


31.03.2020 
1,100,320,641,026.18 


1,144,176,846,360.05 
753,000,000,000.00 
244,000,000,000.00 
509,000,000,000.00 
74,200,000,000.00 
9,100,000,000.00 
65,100,000,000.00 
0.00 
195,000,000,000.00 
98,000,000,000.00 
23,571,846,360.05 
0.00 
23,571,846,360.05 
0.00 

0.00 
405,000,000.00 
405,000,000.00 
0.00 

0.00 
6,725,024,925.46 
6,687,024,925.46 
38,000,000.00 
4,473,561,029.50 
0.00 
4,160,084,213.72 
-6,753,245.13 
279,762,802.08 
40,467,258.83 
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Eigenbestände an Bundeswertpapieren -63,667,739,644.86 -55,054,791,288.83 
Bundesanleihen -38,158,323,796.21 -32,061,690,229.85 
30-jährige Bundesanleihen -8,933,466,088.41 -8,907,509,825.22 
10-jährige Bundesanleihen -29,224,857,707.80 -23,154,180,404.63 
Inflationsindexierte Bundeswertpapiere -2,895,178,275.79 -3,172,269,633.79 
30-jährige inflationsindexierte Anleihen des Bundes -301,674,260.00 -380,500,393.00 
10-jährige inflationsindexierte Anleihen des Bundes -2,593,504,015.79 -2,791,769,240.79 
5-jährige inflationsindexierte Obligationen des Bundes 0.00 0.00 
Bundesobligationen -12,280,957,604.19 -12,905,013,105.19 
Bundesschatzanweisungen -8,769,981,855.00 -6,915,818,320.00 
Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes -1,563,298,113.67 0.00 
3-monatige Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes 0.00 0.00 
6-monatige Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes -1,563,298,113.67 0.00 
9-monatige Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes 0.00 0.00 
12-monatige Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes 0.00 0.00 
Kassenverstärkungskredite und Kassenanlagen -8,774,338,907.75 -27,768,744,501.76 
Kassenverstärkungskredite des Bundes 17,744,572,182.22 26,230,321,733.50 
Geldmarktkredite 17,744,572,182.22 26,230,321,733.50 
Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes 0.00 0.00 
Kassenanlagen des Bundes und der Sondervermögen -26,518,911,089.97 -53,999,066,235.26 
Geldmarktanlagen -26,518,911,089.97 -53,999,066,235.26 
Sonstige Forderungen 0.00 0.00 


nachrichtlich: 
börsenfähige Wertpapiere zur Berechnung der Kreditermächtigung nach § 2 Absatz 5 des 


jeweils gültigen Haushaltsgesetzes 1,130,655,246,601.60 1,144,176,846,360.05 

Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes zur Haushalts- und Kassenfinanzierung 

insgesamt 15,050,246,601.60 23,571,846,360.05 

Verbindlichkeiten und Forderungen aus der Kapitalindexierung inflationsindexierter 

Bundeswertpapiere 6,021,326,739.43 5,310,064,805.57 
Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung des Nennwertes 6,259,548,000.00 5,530,887,000.00 
abzüglich Forderungen aus der Kapitalindexierung des Eigenbestands -238,221,260.57 -220,822,194.43 


Vorsorge für Schlusszahlungen für inflationsindexierte Bundeswertpapiere nach dem 
Schlusszahlungsfinanzierungsgesetz 4,554,035,500.00 4,611,005,500.00 


Die "Übersicht über den Stand der Schuld der Bundesrepublik Deutschland" beinhaltet die Schulden von Bund und Sondervermögen gemäß §§ 4 ff. des Gesetzes zur Regelung des Schuldenwesens des Bundes 
(Bundesschuldenwesengesetz - BSchuWG). 
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»Schaffung einer Weltregierung« 


Man kann über die katholische 
Kirche sehr wohl unterschiedli- 
cher Meinung sein, aber eines 
muß man ihr zugestehen, sie war 
und ist immer hervorragend dar- 
über informiert, was hinter den 
politischen Kulissen vor sich geht. 


Nachdem sich alle möglichen 
(Möchtegern-)Promis zum Thema 
»Corona« im Merkelschen Sinne 
äußerten, kommt langsam auch 
die Gegenseite zu Wort. Katho- 
lische Kardinäle, Bischöfe, Ärzte, 
Journalisten und Intellektuelle 
warnen vor einer Einschränkung 
unserer Freiheitsrechte durch die 
weltweit agierenden politischen 
Kräfte: 


»In einer Zeit schwerster Krise er- 
achten wir Hirten der katholischen 
Kirche es, kraft unseres Auftrags, 
als unsere heilige Pflicht, einen 
Appell an unsere Mitbrüder im 
Bischofsamt, an den Klerus, die 
Ordensleute, das heilige Volk 
Gottes und alle Männer und 
Frauen guten Willens zu richten. 
Dieser Aufruf ist auch von Intel- 
lektuellen, Medizinern, Anwälten, 
Journalisten und anderen Fach- 
leuten unterzeichnet, die dem 
Inhalt zustimmen. Er kann von al- 
len unterzeichnet werden, die ihn 
sich zu eigen machen möchten. 


Die Fakten haben gezeigt, daß 
unter dem Vorwand der Covid- 
19-Epidemie in vielen Fällen un- 
veräußerliche Rechte der Bürger 
verletzt und ihre Grundfreiheiten 
unverhältnismäßig und unge- 
rechtfertigt eingeschränkt wer- 
den, einschließlich des Rechts 
auf Religionsfreiheit, auf freie 
Meinungsäußerung und auf Be- 
wegungsfreiheit. Die öffentliche 
Gesundheit darf und kann kein 
Alibi werden, um die Rechte 
von Millionen von Menschen auf 
der ganzen Welt zu verletzen, 
geschweige denn, um die Zi- 
vilbehörden von ihrer Pflicht zu 
entbinden, mit Weisheit für das 
Gemeinwohl zu wirken. Das gilt 
umso dringlicher, je mehr Zwei- 


»Der frühere 
Premierminister 
Gordon Brown hat 

die Schaffung einer 
vorübergehenden Form 
der Weltregierung 


gefordert, um ein 
einheitliches Gremium 
zur Bekämpfung 

des Coronavirus zu 
schaffen.« 


The Guardian, 26.3.2020 


fel von verschiedenen Seiten an 
der tatsächlichen Ansteckungs- 
gefahr, der Gefährlichkeit und der 
Resistenz des Virus laut werden 
lal: 

Wir haben Grund zur Annahme — 
gestützt auf die offiziellen Daten 
zur Epidemie in Bezug auf die 
Anzahl der Todesfälle — daß es 
Kräfte gibt, die daran interessiert 
sind, in der Weltbevölkerung Pa- 
nik zu erzeugen. Auf diese Weise 
wollen sie der Gesellschaft dau- 
erhaft Formen inakzeptabler Frei- 
heitsbegrenzung aufzwingen, die 
Menschen kontrollieren und ihre 
Bewegungen überwachen. Das 
Auferlegen dieser unfreiheitlichen 
Maßnahmen ist ein beunruhi- 
gendes Vorspiel zur Schaffung ei- 
ner Weltregierung, die sich jeder 
Kontrolle entzieht. 


Wir glauben auch, daß in einigen 
Situationen die Eindämmungs- 
maßnahmen, inbegriffen die 
Schließung von Geschäften und 
Betrieben, zu einer Krise geführt 
haben, die ganze Wirtschafts- 
zweige zum Erliegen gebracht 
hat und die Einmischung fremder 
Mächte begünstigt, mit schwer- 
wiegenden sozialen und politi- 
schen Auswirkungen. 


Diese Formen der Gesellschafts- 
manipulation müssen von jenen, 
die Regierungsverantwortung 
tragen, beendet werden, indem 
sie Maßnahmen zum Schutz der 
Bürger ergreifen, deren Vertreter 


sie sind und in deren Interessen 
sie gemäß ihrer ernsten Pflicht zu 
handeln haben. Sie müssen der 
Familie, der Keimzelle der Ge- 
sellschaft, helfen und vermeiden, 
schwache und ältere Menschen 
unangemessen zu benachteili- 
gen und zu schmerzhaften Tren- 
nungen von ihren Angehörigen zu 
zwingen. [...] 

Wir fordern die Wissenschaftsge- 
meinschaft auf, dafür zu sorgen, 
daß die medizinische Behandlung 
von Covid-19 in aufrichtiger Sor- 
ge um das Gemeinwohl gefördert 
und damit sorgfältigst vermieden 
wird, daß zweifelhafte Geschäfts- 
interessen die Entscheidungen 
der Regierungen und internatio- 
nalen Behörden beeinflussen. |... 


Wir fordern die Regierenden au- 
ßerdem auf, dafür zu sorgen, 
daß Formen der Kontrolle über 
Menschen, sei es durch Systeme 
zur Bewegungsverfolgung, sei 
es durch irgendwelche anderen 
Arten der Lokalisierung, auf das 
Strengste vermieden werden. [...] 


Wir fordern die Medien mit Nach- 
druck auf, sich aktiv zu einer ge- 
nauen Informationsweitergabe zu 
verpflichten und Dissens nicht zu 
bestrafen, indem sie, wie in den 
sozialen Medien, in der Presse 
und im Fernsehen mittlerweile 
weit verbreitet, Formen der Zen- 
sur ausüben. [...]« 


Der Aufruf wurde von Erzbischof 
Carlo Maria Viganò, Kardinal 
Gerhard Ludwig Müller, Kardinal 
Joseph Zen Ze-kiun sowie an- 
deren katholischen Geistlichen, 
Medizinern, Journalisten und An- 
wälten unterzeichnet. 


Bei der Offenheit des Appells 
ist es kein Wunder, daß sich die 
bundesrepublikanischen medi- 
alen Hofberichterstatter auf den 
Schlips getreten fühlen und gleich 
»Verschwörungstheorien« wittern 
- genau wie die Deutsche Bi- 
schofskonferenz, deren Diözesen 
vom Staat mitfinanziert werden. 


EINE BEMERKENSWERTE WARNUNG 
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Kurzmeldungen aus Absurdistan 


Hamburg zur Einwan- 
derungsstadt erklärt 

Die designierte rot-grüne Regie- 
rung hat angekündigt, die Aus- 
länderbehörde zu einer Migrati- 
onsbehörde umzuwandeln. »Wir 
sind eine Einwanderungsstadt. 
Und darum haben wir uns ent- 
schieden, daß die Ausländer- 
Behörde, die für Migranten auch 
die erste Anlaufstelle in Sachen 
Willkommenskultur ist, künftig als 
Migrationsbehörde weiterentwik- 
kelt werden soll«, so die Grünen- 
Landeschefin Anna Gallina. 


SPD und Grüne einigten sich 
auch darauf, daß die Hansestadt 
in Zukunft mehr Flüchtlinge auf- 
nehmen wird, als sie nach der 
Verteilungsquote der einzelnen 
Bundesländer eigentlich müßte. 
Hierfür sollen zusätzliche Migran- 
ten über das EU-Resettlement- 
Programm nach Hamburg geholt 
werden. 


Das Ziel: Vereinigte 
Staaten von Europa? 


Vizekanzler und Finanzminister 
Olaf Scholz (SPD) möchte die 
aktuelle Krise nutzen, um die EU 
nach dem Vorbild der USA zu ge- 
stalten. »Meine Vorstellung ist, 
daß Europa stärker zu einer Uni- 
on zusammenwächst«, so Scholz 
in einem Gespräch mit der Wo- 
chenzeitung DIE ZEIT. »Uns al- 
len wird in dieser Lage doch sehr 
deutlich, daß wir nicht alles in der 
EU so lassen können, wie es ist«, 
so Scholz weiter. 


Auch sprach er sich für europä- 
ische Gemeinschaftsschulden 
und neue Steuern aus, die direkt 
nach Brüssel gehen sollen. »Wer 
über gemeinsame Ausgaben 
spricht, wie wir sie gerade disku- 
tieren, sollte sich auch Gedanken 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


machen über echte eigene Ein- 
nahmen. [...] Ich denke aber, im 
Zuge einer tieferen Integration 
der EU sollte eine zeitweilige Auf- 
nahme von Schulden auf europä- 
ischer Ebene kein Tabu sein.« 


Sind Prostituierte 
systemrelevant? 


Nun könnte man trefflich darüber 
spekulieren, für welche Politiker 
Prostituierte »systemrelevant« 
sind. 


Vielleicht kann Wolfgang Kubicki 
(FDP) mit einer Bemerkung aus 
dem Jahre 2010 Licht ins Dunkel 
bringen. Auf die Frage warum er 
nicht nach Berlin wolle, antwor- 
tete er: »Berlin ist eine große, 
böse Stadt, und ich stünde in der 
Gefahr, zum Trinker oder zum 
Hurenbock zu werden«. 


Sollte er mit seiner damaligen Be- 
urteilung der Bundeshauptstadt 
recht behalten, ergäbe es auch 
Sinn, warum Prostituierte 4.500 
Euro Soforthilfe bekommen. 


Warum sollte, was für Bäcker, Fri- 
seure und andere Selbstständige 
gilt, nicht auch für Prostituierte 
gelten? Sind eben alles »system- 
relevante« Dienstleistungen. 


Angriffe auf Politiker 
und Parteibüros 


Über Angriffe auf Repräsentanten 
und Einrichtungen von Parteien 
antwortete die Bundesregierung 
auf eine Kleine Anfrage der AfD- 
Fraktion. Danach wurden im er- 
sten Quartal dieses Jahres 161 
Straftaten gegen Parteirepräsen- 
tanten/Parteimitglieder registriert. 


Davon waren den Angaben zufol- 
ge Vertreter der AfD in 68 Fällen 
betroffen, Vertreter der CDU in 23 
Fällen und Vertreter von Bündnis 
90/Die Grünen in 21 Fällen. In 15 
Fällen waren laut Vorlage Vertre- 
ter der SPD betroffen, in jeweils 
13 Fällen Vertreter der FDP und 
der Linken sowie in sechs Fällen 
Vertreter der CSU. 


Wie aus der Antwort weiter her- 
vorgeht, wurden zudem im ersten 
Quartal dieses Jahres 110 Straf- 
taten gegen Parteigebäude/Par- 
teieinrichtungen gemeldet. Davon 
waren in 41 Fällen die AfD betrof- 
fen, in 22 Fällen die CDU sowie 
in jeweils 14 Fällen die SPD, die 
FDP und Die Linke, während auf 
die Grünen fünf Fälle und auf die 
CSU ein Fall entfielen. 


Moslems besiegen 
das Corona-Virus 


Es gehört zum fundierten Grund- 
wissen eines jeden vom Staat 
vorsätzlich verblödeten Schulab- 
gängers, daß die Türken Deutsch- 
land nach dem Zweiten Weltkrieg 
wiederaufgebaut hätten. 


Nun kommt das nächste »Narra- 
tiv« (ein Märchen, von dem man 
annimmt, daß es nach ständiger 
Wiederholung geglaubt wird) 
dazu. Dazu gehört auch, daß es 
von ganz oben, also vom Bundes- 
präsidenten höchstselbst kommt. 
Anläßlich des Endes des Rama- 
dans fühlte sich Herr Steinmeier 
bemüßigt, an seine muslimischen 
Mitbürger eine Grußbotschaft zu 
verfassen (Auszug): 


»Ihnen allen, die diese strengen 
Regeln eingehalten und dazu 
beigetragen haben, daß wir erste 
Erfolge im Kampf gegen das Vi- 
rus erzielen konnten, gilt heute 
mein großer Dank! Danke für Ihr 
Verständnis, danke für Ihr verant- 
wortungsvolles und umsichtiges 
Handeln! [...] 


Ich wünsche Ihnen ein geseg- 
netes Ende des Ramadan, und 
ich wünsche Ihnen und uns al- 
len, daß wir nächstes Jahr wieder 
gemeinsam feiern können. Denn 
dieses Fest gehört längst zum Zu- 
sammenleben in Deutschland: Es 
ist Ausdruck gelebten Glaubens 
und ein Symbol einer friedlichen 
und toleranten Gesellschaft. Es 
verbindet Muslime untereinander, 
aber auch Muslime und Nicht- 
muslime.« 


NACHBESTELLEN UND WEITERGEBEN 


UN 6/2020 - Seite 10 www.un-nachrichten.de UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


Corona-Zeit ist Lesezei 


Corona hat einen 
Strich durch viele 
Urlaubsplanungen 
gemacht. Genug Zeit 


deskreis hinaus die Menschen 
auf der Straße zu erreichen, die 
sonst nur von den »poli- 
tisch korrekten« Hofbe- 
richterstattern beeinflußt 
werden. 


Nord d Unsere »UN-Ferien- 
an Sonderausgabe« ist also 
Ostseestrand; auf ; ee 

: nicht nur für Sie gedacht, 
dem hauseigenen 


Balkon und im Garten 
die Zeit mit Lesen zu 
verbringen. 


Deshalb haben wir 
nach langem Hin und 
Her auch diesem Jahr 
wieder in Auflagenhö- 
he einer mittelgroßen 


liebe Leser, obwohl Sie 
es sind, die durch Ihre 
Spenden diesen Ver- 
such ermöglichen, an 
die normalverdummten 
Menschen um uns her- 
um heranzukommen. 


Unsere große Bitte an 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


www.un-nachrichten.de 
www.un-nachrientel = d 


Droht eine 


willkommen in der 


Tageszeitung unsere 
»UN-Ferien-Sonder- 
ausgabe« mit »leichter 
Kost«  zusammenge- 
stellt, die die Leute beim 
Frühstück, im Liege- 
stuhl, auf der Parkbank 
oder sonstwo »genie- 
ßen« können wie »ihre« 


Corona-Diktatur? 
Man könnte fast den Ver- 
dacht haben, nach den "Ho- 
locaustleugnern" und den 
"Klimaleugnern' geht es 
jetzt den "Coronaleugnern 
an den Kragen. 
Wer die Bu 
r angeblich doch "unab- 
ee Grundrechte 
durch einfache Gesetze ‚oder 
Verbote kritisiert oder gar 
gegen teilweise willkürliche 
oder unverhältnismäßige 
Verordnungen verstößt, ris- 
kiert eine Strafverfolgung. 
Dabei heißt es im Grund- 
gesetz, Artikel 19: 
"In keinem Fall darf 
ein Grundrecht in 
seinem Wesensgehalt 
angetastet werden." 


wollte. 


kenpflicht: 


ar 2020. 


"Rin inne Kartoffeln, Notwendigkeit zu, el- 
raus ausse Kartoffeln", ner Verpflichtung. 
hieß es im Ruhrpott 
immer, wenn jemand 
nicht wusste, was er 


Das erinnert trefflich Koch-Institut K 
an die verordnete Mas- betonen auf ihrer In- 


"Ein Mundschutz ist lege dafür gebe, dass 
nicht notwendig, wei 
der Virus gar nicht die einen Mund-Na- freiheit sind erheblich 
über den Atem über- „n-Schutz tragen, ihr eingeschränkt - an- 
rin so Bunde ee erisiko Senlich wegen Corona. 
gesundheitsminister damit deutlich verrin- 
Jens Spahn Ende Janu- sern, Zu den wichtigs- 


Maulkorb-Republik 


etwa gute Händehygi- 
ene und Abstand hal- 
ten zu Erkrankten." 
Die Stuttgarter Zei- . 
tung meldete am 24. Ende April wu 
Februar: "Staatliche das Tragen sie a 
i Robert chen Maske d i 
Stellen wie das Ser ee 
sogar vorgeschrieben, 
belegt mit Bußgeldern 


ternetseite, dass eskei- DAB Euro. 


ne hinreichenden Be- 
Die Versammlungs- 


Menschen, |emonstrations- 
gesunde un 


Wer einen Mund- 
ten und effektivsten schutz tragen muss, 


Sie: Bestellen Sie 10, 
50, 100 oder mehr Ex- 
emplare, um in Ihrer 
Stadt oder am Ferien- 
ort Ihre Mitmenschen 
zu beschenken und 
zum Nachdenken an- 
zuregen. 


Für Ihre Mithilfe unser 


Ist das Grundgesetz neu- 


Bild-Zeitung. 
erdings nicht mal das Papier 


Damit wollen wir errei- en ar. 
chen, weit über unse- e 
ren Leser- und Freun- 


Ende März fügte er 
hinzu: "In der jetzigen z 
Lage sehe ich keinerlei rung zählen 


Schutzmaßnahmen für hat nach Auffassung 
die Allgemeinbevölke- "von oben" sowies 
demnach nichts zu sagen! 


eine Bestellung ge- 
nügt ein Anruf: 


0208 - 840132. 


L rebe [Leser gAHZ prIYAar: 


8. Mai: Jubelfeiern abgesagt und aufgehoben 


Mit bombastischen Militärparaden und Jubelfei- 
ern wollten die Sieger des Zweiten Weltkrieges 
das 75jährige Jubiläum der bedingungslosen Ka- 
pitulation der Deutschen Wehrmacht feiern. Nicht 
nur Trump und Putin, die heutigen Erzfeinde, son- 
dern auch die Engländer und Franzosen, alle un- 
sere »Freunde« hatten großartige Feiern geplant. 


Wir Deutschen hätten es wahrscheinlich mit anse- 
hen müssen, daß »unsere« Spitzen von Staat und 
Regierung sogar an diesen Feierlichkeiten teilge- 
nommen hätten. Besonders für die noch lebenden 
Opfer der alliierten Kriegs- und Nachkriegsver- 


brechen war das schon in den früheren Jahren eine 
Qual. 


Ein klitzekleines Virus hat diese Freudenfeste zu- 
nichte gemacht. 


Dieser Tag, der von manchen Deutschen als Be- 
freiung, von vielen anderen als Tag des Geden- 


kens an beispiellose Nachkriegsverbrechen, an 
Hunger, Elend und Tod von Millionen Deutschen 
gesehen wird, sollte auch in der Bundesrepublik 
groß gefeiert werden. Stattdessen stand Bundes- 
präsident Steinmeier im Freien vor einer Handvoll 
Auserlesener und hielt eine Rede, in der die deut- 
sche Schuld im Mittelpunkt stand, und erklärte: 
»Man kann dieses Land nur mit gebrochenem 
Herzen lieben.« 


»Wir müssen als Europäer denken, fühlen und 
handeln. Wenn wir Europa, auch in und nach 
dieser Pandemie, nicht zusammenhalten, dann 
erweisen wir uns des 8. Mai nicht als würdig. 
Wenn Europa scheitert, scheitert auch das "Nie 
wieder"!« 

FAZIT: Die Deutschen mit gebrochenem Her- 
zen sollen weiter zahlen, zahlen, zahlen! 


Ihre UN-Mikarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 


Dank in voraus. Für 
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Das Bundesverfassungsge- 
richt wagte es erstmalig und 
einmalig, Entscheidungen der 
EU in Teilen für verfassungs- 
widrig, also unvereinbar mit 
dem deutschen Grundgesetz 
zu erklären. 

Auch wenn das Urteil vom 
5.5.2020 nur eine »Ohrfeige 
mit Samthandschuhen« war, 
fletschten die Spitzen der EU- 
Kommission und der Europä- 
ischen Zentralbank die Zähne: 
Das BVerfG hatte die schran- 
kenlosen, milliardenschweren 
Ankäufe von Staatsanleihen 
durch die EZB für grundge- 
setzwidrig erklärt und geurteilt, 
Deutschland dürfe sich daran 
künftig nicht mehr beteiligen, 
wenn die wirtschaftlichen, fi- 
nanziellen und gesellschaftspoli- 
tischen Folgen solcher Schulden- 
politik nicht näher beleuchtet und 
erläutert und die Verhältnismä- 
ßigkeit nicht dargelegt würden. 
Das oberste deutsche Gericht 
gab der Bundesregierung drei 
Monate Zeit, die EZB zu einer 
Überprüfung zu bewegen. 


SEPA-Lastschriftmandat 


RR 


N } ey) 


TY RAN NUS 


FUROTOR 


=i Pat] 


UNABHANGIG 3E papa 


Die EZB-Präsidentin Christine 
Lagarde erklärte, die Deutsche 
Bundesbank müsse sich trotz des 
Karlsruher Urteils weiterhin an 
den Anleihekäufen beteiligen: 

»Nach dem Vertrag müssen alle 
nationalen Zentralbanken in vol- 
lem Umfang an den Entscheidun- 
gen und der Durchführung der 
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Geldpolitik des Euro-Wäh- 
rungsgebietes teilnehmen.« 
Alle Nationalbanken in der 
Eurozone seien unabhängig 
und dürften keine Anweisun- 
gen von Regierungen entge- 
gennehmen: »Das ist in den 
Verträgen festgeschrieben«. 
Frau von der Leyen, die 
(deutsche!) EU-Kommissi- 
onspräsidentin, schäumte 
vor Wut über das Urteil des 
obersten deutschen Ge- 
richts und drohte mit einem 
Vertragsverletzungsverfah- 
ren gegen die Bundesrepu- 
blik. Das EU-Recht stehe 
über nationalem Recht. 


Sind wir nur noch 
Knechte der EU? 


Die Deutsche Bundesbank 
ist mit etwas mehr als 26 
Prozent der größte Anteils- 
eigner der EU-Zentralbank, der 
19 Mitgliedstaaten angehören. 
Für mehr als ein Viertel aller 
Schulden-Papiere, die die Euro- 
päische Zentralbank ankauft, haf- 
tet also der deutsche Steuerzah- 
ler. Aber zu sagen hat er nichts. 
Wie lange wollen wir uns das 
noch gefallen lassen? 


Einzugsermächtigung 


Ich ermächtige den Freundeskreis Un- 
abhängige Nachrichten e.V., folgende 
Beträge mittels Lastschrift von meinem 
Konto einzuziehen: 


Betrag: Euro 


U jährlich 
L zweimonatlich 


U einmalig 
Ü halbjährlich 


U vierteljährlich L monatlich 


ab (Datum): 


Datum, Unterschrift 


Hinweis: Diese Einzugsermächtigung kann 
nur mit einem gültigen SEPA-Lastschriftman- 
dat ausgeführt werden. 
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Demontage von Windrädern teurer als geplant 


Die Methode ist bewährt und die 
Menschen fallen immer wieder dar- 
auf rein. Um politisch-ideologische 
Ideen durchzusetzen, werden die 
Bürger belogen, im besten Fall 
erzählt man ihnen nur die halbe 
Wahrheit. So auch bei der Installa- 
tion von tausenden Windrädern auf 
Land oder vor unseren Küsten. 


Sie seien alternativlos, hoch effizi- 
ent und die Zukunft für unsere En- 
ergieversorgung. Die Einwände von 
Fachleuten, die schon seit Jahren 
die Sinnhaftigkeit der Windräder in 
unseren Breitengraden infrage stel- 
len, wurden abgebügelt. 


Die Kosten für den Rückbau einer 
Windkraftanlage liegen zwischen 
zwei und zehn Prozent der Investiti- 
onskosten, je nach Lage und Ausrü- 
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Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzel 


stung. Schon jetzt stehen mehr als 
4.500 Windräder in der Nordsee, 
und es werden jedes Jahr mehr. 


Ein Milliardengeschäft für Unter- 
nehmen, die sich zukünftig darauf 
spezialisieren, diese Anlagen nach 
20 bis 25 Jahren zu erneuern oder 
zurückzubauen. 


Aber was sind schon Milliarden, 
wenn wir momentan bereits in Bil- 
lionen-Größen rechnen. 


Interessant dürften auch die CO,- 
Werte sein, die logischerweise bei 
der Entsorgung anfallen werden - 
sind aber in der Gesamtbilanz ganz 
sicher schon von Robert und Anna- 
lena berücksichtigt worden!? 


Schilda war im Vergleich zu dieser 
Politik ein Hort von Realisten. 


n, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen. 


Für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


u Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,55 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


Uu Ich bitte um Zusendung von Ex. der UN-Ausgabe Nr. 
mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Einen Kostenbeitrag in Höhe von Euro lege ich per Verrechnungs- 
scheck / in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 
Telefon: 


Jahrgang: 


(für Rückfragen) 


Einwilligungserklärung zur Datenspeicherung und -weitergabe 


Die angegebenen personenbezogenen Daten, die allein zum Zwecke der Aus- 
führung der Bestellung notwendig und erforderlich sind, werden auf Grundlage 
gesetzlicher Berechtigungen erhoben. 


Mit meiner Unterschrift bin ich damit einverstanden, daß meine Daten zum 
Zwecke der Ausführung an Dritte (Versanddienstleister, Post- und Paket- 
dienste) weitergegeben werden. 

Meine Einwilligung zur Datenspeicherung und -weitergabe kann ich jeder- 
zeit ohne Angabe von Gründen mit Wirkung für die Zukunft abändern oder 
gänzlich widerrufen. 


Datum: Unterschrift: 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
Postfach 101706 
D-46017 Oberhausen 


Telefon: 0208 - 84 01 32 

Telefax: 0208 - 84 87 057 

E-Post: info@un-nachrichten.de 
Bankverbindung: 

FK UN e.V. 

IBAN: DE75 1001 0010 0636 5391 01 
BIC: PBNKDEFF 


Internet: 
www.un-nachrichten.de 
www. fb.com/UN. Nachrichten 
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Herausgeber: Freundeskreis Unabhängige 
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Für unverlangt eingesandte Zuschriften wird 
keine Haftung übernommen! 

Kein gewerbliches Unternehmen. Außer Satz 
und Druck ist alle Mitarbeit ehrenamtlich. 


Keine Werbung oder Anzeigenaufnahme. 


Kein Verkauf, Kostenbeiträge sind freiwillig, 
z.Zt. entstehen Selbstkosten von etwa 

1,50 Euro je Ausgabe einschließlich Porto. 
Diese Zeitschrift wird vor dem Druck von 
Anwälten auf strafrechtliche Unbedenklichkeit 
überprüft. 


Druck: Wegeor GmbH, Alstadener Str. 49a, 46049 Oberhausen 


Alle redaktionellen Texte dieser Ausgabe 
stehen, soweit nicht anders gekenn- 
zeichnet, unter der »Creativ-Commons«- 
Lizenz CC BY-NC 4.0 und dürfen damit 
weiterverwendet werden. 
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